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Bitte ausschließlich
das Formular nutzen
Wir bitten darum, die Leserbriefe in
das Formular auf der Webseite des
Medienunternehmens Heilbronner
Stimme einzugeben und uns keine
E-Mails zu schicken. Sie finden es
unter www.stimme.de/leserbrief
(maximal 1000 Zeichen, 30 Druck-
zeilen). Bei der Fülle der Zuschrif-
ten behält sich die Redaktion eine
Auswahl und Kürzungen vor. red

Zum Sparen anregen
Zu den Vorschlägen der
Gaspreiskommission
Die Ampel schafft es wieder einmal
mit viel Geld wenig und an der fal-
schen Stelle zu unterstützen. Die
SPD stimmt einem unsozialen und
die Grünen einem klimapolitisch
unsinnigen Konzept zu. Wer viel
Gas verbraucht bekommt genauso
seine erheblich höhere Vorauszah-
lung ersetzt, wie derjenige, der sich
nur eine kleine Wohnung leisten
kann. Ein Fixbetrag unabhängig
vom Verbrauch in der ersten Stufe
und in der zweiten Stufe ein ein-
heitlicher Sockel an Kilowattstun-
den wäre bedeutend sozialer und
könnte zum Sparen anregen.
Renate Stejskal, Bad Rappenau

Flächen anders nutzen
Zu den gestiegenen Weinpreisen
Haarsträubend finde ich als Be-
gründung für Preiserhöhungen
beim regional erzeugten Wein, ei-
nem Genussmittel, in einen Zu-
sammenhang mit denen, die die
menschliche Existenz bedrohen-
den Begriffe Klima, Corona, Krieg,
Krise mit den Schlagwörtern Kon-
kurrenzkampf, Kostendruck, Mit-
arbeitermangel Öko-Auflagen und
einem nicht stattgefundenen Ern-
te-Flop im Hitzesommer zu ver-
mengen. Die Winzer können ihre
Einnahmen doch verbessern, wenn
sie Anbauflächen bei Absatzpro-
blemen beim Wein reduzieren und
diese zur Energieerzeugung mit
Photovoltaik nutzen.
Werner Gutöhrlein, Waldenburg

Flickschusterei
Zur Lage der Bundesrepublik
Deutschland gerät zunehmend in
eine Schieflage und muss schnells-
tens diesen Irrsinn stoppen! Die
Bundesregierungen betreiben
Flickschusterei auf der ganzen Li-
nie. 2018 wurde die letzte Zeche in
Deutschland dicht gemacht, seit-
her beziehen wir unsere Kohle aus
dem Ausland, ein großer Fehler!
Wir haben die sichersten AKW auf
der Welt, auch die sollen stillgelegt
werden. Das ist nicht nachvollzieh-
bar. Deutschland braucht eine
Grundlast, aber mit Wind und Son-
ne geht das nicht, das sollte jedem
Politiker klar werden.
Ewald Krämer, Neckarsulm

die AfD gewählt haben, ist falsch.
Diese „Ängste“ der Bürger über ex-
plodierende Energiepreise, hohe
Inflation sowie den Ukraine-Krieg
sind absolut real, auch wenn man
sich das „in Berlin nicht so vorstel-
len mag“. Hätte die Ampel eine
wirksame Politik zum Wohle des
Landes betrieben, hätte die AfD
nicht diesen starken Zulauf. Alle
anderen (EU-)Länder agieren au-
genscheinlich nach dem Leitsatz
„Unser Land zuerst“, nur in
Deutschland ist dieses Motto ver-
pönt. Trumps „America first“ hat
den wirtschaftlichen Aufschwung
in den USA verstärkt, was hierzu-
lande wenig thematisiert wird. So
wurde die die Abwanderung der In-
dustrie gestoppt und erstmals der
protektionistischen chinesischen
Wirtschaftspolitik Einhalt geboten.
Hans-Dieter Haas, Neuenstadt

Pflicht getan?
Zum Energiesparen
Die Politik suggeriert bei allem, wo
Energie gespart werden müsste
(bspw. Lightshow in Berlin) und
man es dennoch nicht tut: „Wir set-
zen jetzt LED’s ein, deshalb sparen
wir xx %“ und legitimieren es da-
mit. Prima, ich habe schon lange
nur LED-Leuchten zuhause. Dann
habe ich meine Pflicht getan? „Ein-
leuchtende“ Weihnachten können
kommen!
Andreas Rempt, Oedheim

rung. Zehn Prozent Inflation. Null
Prozent Zinsen für das Sparbuch.
Mit Wohlstandsverlusten leben ler-
nen. Die Generation der Großeltern
hat schlimmeres erlebt.
Erich Spöhrer, Künzelsau

Nachbesserung nötig
Zu Heizkosten
Wenn ich Zeitung lese oder Nach-
richten höre oder sehe, frage ich
mich immer wieder, was wird von
der Politik für Eigentümer mit Öl-
heizung getan? Bei Gas und Strom
soll eine Preisbremse kommen und
sogar die Mehrwertsteuer gesenkt
werden. Und was liebe Regierung
ist mit Heizöl? Sollen die Eigentü-
mer mit Ölheizung mit den 300
Euro abgespeist werden. Dies wür-
de ich nicht als gerecht empfinden.
Schließlich zahlen diese genauso
die Kosten für Gaspreisbremse und
Steuersenkung. Da erwarte ich
dann doch noch eine Nachbesse-
rung seitens der Regierung.
Petra Peter, Möckmühl

Ängste sind real
Zu Merz/AfD/Migration
Merz’ Hinweis (Sozialtourismus)
zu strukturellen Defiziten und Ver-
klärungen in der Migrationspolitik
war richtig, nur dass er auf ukraini-
sche Flüchtlinge am wenigsten zu-
trifft. Die Aussage von Frau Tant-
schinez, dass Wähler aus „Angst“

auf Patienten, die wegen Cannabi-
noiden behandelt werden muss-
ten. Weil Cannabis verboten ist, hat
sich ein Markt entwickelt, der syn-
thetische Cannabinoide vertreibt,
die nicht im BtmG gelistet sind. In
den letzten 15 Jahren wurden da-
her immer mehr dieser Stoffe als
„Räuchermischung“ legal ver-
kauft. Ebenfalls wird Cannabis auf
dem Schwarzmarkt häufig damit
gestreckt, um dessen Potenz und
Suchtpotenzial zu erhöhen. Die
Stoffe binden bis zu 1000-mal stär-
ker an den Cannabinoid-Rezep-
toren als normales Cannabis. Es
gab bereits Todesfälle und das Risi-
ko für Psychosen steigt um ein Viel-
faches. Die erhöhte Anzahl an sta-
tionären Behandlungen ist also
eine Folge der gescheiterten Prohi-
bition. Dadurch wird klar, dass dies
sogar ein starkes Argument für die
Legalisierung ist und nicht dage-
gen!
Thilo Gaugler, Bad Rappenau

Schlimmeres erlebt
Zu Ukraine/Preisanstiege
Seit Monaten trichtern die Medien
der Bevölkerung ein: Putin ist bald
am Ende. Am Ende ist Nord Stream
2. Betriebsdauer: null Tage. Am 21.
Dezember ist Winteranfang. Der
Gasverbrauch ist bereits gestie-
gen. Die Energiekosten kennen nur
eine Richtung: nach oben. Das 200
Milliarden Paket der Bundesregie-

lung, dass die Menschen von dieser
Regierung die Nase voll haben. Ein
völlig gesichtsloser Kanzler, eine
Lebenslaufdesignerin der jegliches
diplomatisches Geschick fehlt und
ein Kinderbuchautor, der sich mit
seinen Wissenslücken selbst ins
Aus geschossen hat. In einem Jahr
ein wirtschaftlich stabiles Land so
an die Wand zu fahren, ist einfach
katastrophal und wird Generatio-
nen nach uns noch Berge von
Schulden hinterlassen. Sicher wer-
den auch antidemokratische Ge-
stalten versuchen, sich die Ver-
zweiflung der Menschen zunutze
zu machen. Das kann wohl nie-
mand verhindern. Leider wird aber
auch jeder Bürger, der Kritik äußert
sofort in die rechte Ecke gestellt.
Das ist nicht nur unverschämt und
falsch, es verletzt auch das Recht
auf freie Meinungsäußerung. Die
Regierung tut fast nichts um Scha-
den vom eigenen Volk abzuwen-
den. Ein Anfang wäre, wenn man
mal den Preistreibern und Aasgei-
ern ordentlich auf die Finger haut!
Christine Koch, Neuenstein

Argument dafür
Zu Cannabis
Das Wort Cannabis wurde falsch
verwendet. Die Zahlen aus der Stu-
die beziehen sich nämlich nicht nur
auf Patienten, die aufgrund von
Cannabis stationär behandelt wer-
den mussten, sondern allgemein

Aufklärung und Druck
Zu einem Leserbrief
Dem Leserbriefbeitrag von Klaus
Stöhr „Hauptproblem übersehen“
kann man nur zustimmen, wobei
ich die Zahlen einfach mal so ak-
zeptiere. Mal ehrlich, ein paar Milli-
arden bei der Weltbevölkerung hin
oder her macht keinen Unter-
schied. Kriege sind auch nicht
mehr das, was sie mal waren und
dienen auch nicht als makabre
Bremse für eine ständig wachsen-
de Bevölkerung. Das war nicht im-
mer so. Am Ende des Dreißigjähri-
gen Kriegs hatte sich angeblich die
Bevölkerung um zwei Drittel redu-
ziert! Der medizinische Fortschritt
in den letzten Jahrhunderten war
fantastisch und rettete und verlän-
gerte viele Menschenleben. Auf der
anderen Seite wäre eine Geburten-
kontrolle einfach und in den meis-
ten Ländern leicht zugänglich.
Aber Aufklärung und der Druck
fehlt! Das ist etwas, wo man von
China (einer ansonsten unsympa-
thischen Regierung!) lernen kann.
Abgesehen davon, heute braucht
kein Land braucht mehr Zuwande-
rung! Überall gleichen Wohlstand
und kein Mensch kommt mehr!
Fred Boger, Heilbronn

Schaden abwenden
Zur Wut auf die Regierung
Es ist eine absolut richtige Feststel-

Die Preise für Gas oder Heizöl sind massiv gestiegen. Insbesondere viele Geringverdiener wissen nicht, wie sie das Geld für Heizung und Co. in diesem Winter aufbringen sollen. Foto: dpa

Sorgen wegen Energiekrise wachsen
MEINUNG Gestiegene Preise treiben Leser um – Zuschriften zu Cannabis-Legalisierung, Ukraine-Krieg und Wein

Vermutungen, fehlende Sachlichkeit und Luft nach oben
Unverständlich

Den Leserbriefen vom 22. Oktober
zu diesem Thema stimme ich in
vollem Umfang zu. Es zählt wieder
einmal nur die Macht des Geldes.
Klima-, Natur-, Tier- und Land-
schaftsschutz werden mit den Fü-
ßen getreten, obwohl der Klima-
wandel heute schon Katastrophen
auslöst, das Artensterben bedenk-
liche Ausmaße annimmt und wir
am Verkehr ersticken. Die Planun-
gen ziehen die viel proklamierte
Verkehrswende ins Lächerliche.
Auch wenn Ausgleichsmaßnah-
men für die Eingriffe in Natur und
Landschaft vorgesehen werden,
werden zusätzliche Flächen versie-
gelt, die der Natur unweigerlich
verloren gehen. In den Vorschriften
ist als Genehmigungsvorausset-
zung geregelt, dass die Erschlie-
ßung für ein Vorhaben gesichert
sein muss. Ich verstehe nicht, wie
der Campus genehmigt werden
konnte, wenn die Verkehrsanbin-
dung solch Probleme bereitet.
Eberhard Denz, Neckarsulm

Trockenmauern fallen weg. Die
Ausgleichsmaßnahmen sollen es
richten. Ein solcher Eingriff kann
nicht ausgeglichen werden und
Flächen dafür werden Mangelware.
Deshalb muss eine Maßnahme
auch in 500 Meter Entfernung er-
folgen – ohne Biotopverbundwir-
kung zur Oberen Fundel.
Horst Schulz,
Bad Friedrichshall

ton begraben. Eine Vielzahl von
Stütz- und Brückenbauwerken
werden das neue Leuchtturmpro-
jekt für den Landkreis. Den vierspu-
rigen Ausbau der B27 will man un-
bedingt erreichen. Das Motto lau-
tet: Wir schaffen mit Maßnahmen
Fakten, hinter denen der Bund
dann nicht mehr zurückstehen
kann. Es wird in geschützte Biotope
eingegriffen und Rebflächen mit

die deplatziert ist. Deutschland hat
viele Sicherungsmaßnahmen ge-
gen Korruption errichtet (Vier-
Säulen-Modell, Ombudsmänner,
NGOs wie Transparency Internatio-
nal). Ihre letzte Frage lässt eine Lü-
cke im Wissen um den Aufbau ei-
nes funktionierenden Rechtsstaa-
tes erkennen. Aber ja: Privatisie-
rung nur dort, wo keine hoheitliche
Aufgabe tangiert ist.
Peter Fink, Schwaigern

Fakten geschaffen
Zum Thema „B27-Anschluss fällt viel
Natur zum Opfer“.
Freie Fahrt für den Schwarz Cam-
pus auf der Oberen Fundel. Die Wei-
chenstellung für das gigantische
Straßenbau- und Betonvorhaben
ist erfolgt. Verwaltung und Ge-
meinderat haben entschieden. Die
Frage darf erlaubt sein: Hat das
kommunalpolitische Gremium sei-
ne Entscheidungsbefugnis an den
Konzern abgetreten? Bodenschutz
ist Umwelt- und Klimaschutz. Die-
ser wird im Gemeinderat unter Be-

gende Teil der Bediensteten macht
einen tollen Job und dies bei wid-
rigsten Bedingungen.
Thomas Stuntz, Vorsitzender
Bund der Strafvollzugsbediens-
teten, Ortsverband Heilbronn

Deplatziert
Frau Germann, Ihre Polemik hilft
nicht. Ihre faktenlose Vermutun-
gen („offensichtlich, scheinbar“)
tragen zu keiner Sachlichkeit bei.
Sie schreiben vom größten Dro-
genumschlagplatzplatz. Ein Su-
perlativ bedarf einer Referenzgrö-
ße. Also: Der größte wo? In Heil-
bronn, Baden-Württemberg,
Deutschland? Ein Blick in die PKS
hätte hier weitergeholfen. Dies ist
übrigens kein spezifisches Pro-
blem in Heilbronn. In den meisten
JVA (und nicht nur in Deutschland)
ist dieser Deliktsbereich zu ver-
zeichnen. Sie schreiben von Kor-
ruption an allen Ecken. Wo genau?
Sicher hat Deutschland im Länder-
ranking Luft nach oben. Aber es ist
eher Ihre undifferenzierte Aussage,

Anmaßend
Zum Thema „Zustände in der JVA
Heilbronn“ und zum Leserbrief von
Eva Germann.
Die Meinung von Frau Germann
kann man so nicht stehen lassen.
Für jemanden, der sich mit dem
Justizvollzug und der JVA Heil-
bronn nicht auskennt, ist es sehr
anmaßend, wenn man so über eine
Behörde und ihren Leiter denkt.
Erst durch Hinweise und Anzeige
des Anstaltsleiters war es der Poli-
zei möglich, den Drogenschmuggel
auffliegen zu lassen. Wenn man
sich so negativ über Beamten äu-
ßert, dann sollte man auch wissen,
dass hoheitsrechtliche Aufgaben
oftmals nur von Beamten ausge-
führt werden dürfen. Außerdem
sind etwa 85 Prozent der Bediens-
teten im Justizvollzug im mittleren
Dienst, ganz entgegen dem Lan-
destrend. Da sind rund 85 Prozent
im gehobenen und höheren Dienst.
Einen ganzen Berufsstand als kor-
rupt zu bezeichnen, da bleibt mir
nur die Sprache weg. Der überwie-

Verdacht auf Doping- und Betäubungsmittelhandel: In der Justizvollzugsanstalt
Heilbronn fanden Durchsuchungen statt. Foto: Archiv/Seidel
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einstrahlung und vorhandener Bat-
teriekapazität. So ein Trennschal-
ter kann bei jeder PV-Anlage nach-
gerüstet werden. Günstiger ist es,
dies gleich von Anfang an vorzuse-
hen. Technisch kein Problem wäre
auch die Nutzung der Batterie des
Elektroautos. Leider bietet dieses
bidirektionale Laden bisher nur we-
nige Hersteller an. Würden diese
technischen Möglichkeiten mehr
genutzt, so könnte damit eine
robuste, dezentrale Energiever-
sorgung aufgebaut werden!
Klaus Ries-Müller, Bad Rappenau

Keine Belehrung
Zu Energiespartipps
Ministerpräsident Kretschmann
rief die Bürger dazu auf, Energie zu
sparen. Seine Empfehlungen kom-
men nicht bei allen gut an. Wenn
Politiker meinen, Einfluss zur Kör-
perpflege nehmen müssen, hat
Deutschland unterstes Niveau er-
reicht. Die Bürger fühlen sich von
der Politik wie Kinder behandelt.
Glauben denn unsere Politiker
wirklich, arme Menschen belehren
zu müssen, wie man spart? Die be-
dürftigen Leute wissen sehr wohl
was Einschränkung bedeutet, und
das nicht erst seit der Energiekrise
und dem Krieg in der Ukraine. Vor-
dringliche Aufgabe der Regierung
muss sein, die Existenz der Bürger
zu sichern, Bekämpfung der hohen
Inflation, Senkung der Lebensmit-
telpreise, die Deckelung bei Hei-
zung, Miete und Treibstoff. Die in
Not geratenen Menschen benöti-
gen dringend Hilfe und Unterstüt-
zung. Jedoch keine Waschlappen-
Belehrung.
Robert Viel, Pfedelbach

die Zukunft gerichtete Ziele auch
realisieren zu können.
Martin Vollmer, Jagsthausen

Autarke Versorgung
Zur Angst vor einem Blackout
Photovoltaik-Anlagen boomen,
auch wegen der steigenden Strom-
preise. Ein weiterer Vorteil wird oft
übersehen: Die Notversorgung mit
Strom auch bei einem Blackout,
also dem Ausfall der Stromversor-
gung. Bei einer üblichen Installati-
on schaltet die PV-Anlage automa-
tisch bei einem Stromausfall ab.
Wird die PV-Anlage vom Netz ge-
trennt, so läuft sie im Inselbetrieb
und kann das Haus autark mit
Strom versorgen, je nach Sonnen-

wenn Schiffe auf Grund der zuneh-
menden Trockenheit nicht einmal
mehr 30 Prozent laden können, auf
Grund der Niedrigwasserstände.
Es ist nicht damit getan, klima-
schonende Verkehrsinfrastruktu-
ren einzufordern! Vielmehr müs-
sen machbare, klimaschonende
Sofortmaßnahmen beschlossen
und auch gemacht werden. Dazu
gehören, Photovoltaik auf alle öf-
fentlichen Gebäude, die Abschaf-
fung von mehr als 80 Prozent an
Vorschriften für den Bau eines
Windrades. Forschungsgelder be-
reitstellen für den Zukunftsener-
gieträger Wasserstoff! Wenn wir
Klimaschutz wollen, brauchen wir
Köpfe an vorderster Front, die wis-
sen was getan werden muss um in

greifen, dass dieser Energiehunger
zu Ende sein muss! Er ist unsere
Achillesferse, und die Politik hat sie
ungeschützt gelassen. Keine Ener-
gie – kein Stahl – keine Waffen zur
Verteidigung, kein Düngemittel –
weniger Essen.
Winfried Dunz, Ilsfeld

Zukunftsgerichtet
Zu Windkraft
Es reicht nicht eine ambitionierte
Zielvorstellung von Windräderbau
in den Raum zu stellen wenn in
2021 nicht einmal fünf neue Wind-
räder in Betrieb gingen.Es reicht
nicht, entsprechend der Denkwei-
se der Grünen, populistisch auf
Schleusenausbau zu drängen,

Euro und die Steuer-Messzahl 1,3
Promille (BW-spezifisch) abzüglich
30 Prozent (EFH)= 0,91 Promille.
Berechnung mit dem Hebesatz
Obersulm = 1410 Euro! Also zahle
ich fast 700 Prozent mehr als bis-
her. Und so geht es vielen Besitzern
von Einfamilienhäusern, die nichts
dafür können, dass der Boden-
richtwert so eingestuft wurde und
die nichts davon haben wenn der
Bodenpreis so stark gestiegen ist.
Es hieß ja immer, dass manche
„etwas mehr“ zahlen müssen oder
die Steuer-Belastung ungefähr so
bleibt wie sie jetzt ist. Den Kommu-
nen wurde es vom Bund auch so
angeraten. Herr Klein hat recht,
das ist eine „kalte Enteignung“.
Eberhard Scholl, Obersulm

Gut und böse
Zur Energiepolitik
Grundsätzlich wäre etwas Litera-
turkenntnis auch für Politiker rich-
tig hilfreich. J.R.R. Tolkien hat mit
dem Fantasy-Roman „Herr der Rin-
ge“ bereits während des Zweiten
Weltkriegs eine Welt aufgebaut, die
den Kampf zwischen Gut und Böse
sehr drastisch und realistisch be-
schreibt. Dies Darstellung passt
grundsätzlich überall. Insbesonde-
re ist es die Vorzeit mit ihren Be-
drohungen in den Randländern von
„Mordor“, dem Land des Bösen
schlechthin, die passgenau auch
die derzeitige Weltbedrohung spie-
geln könnte. Es geht auf ein End-
spiel zu – ob man es will oder nicht.
Genau hier muss man spätestens
aus der Fantasie in die Realität
schalten. Die Angriffe nähern sich,
wir haben uns einschläfern lassen.
Auch unsere Industrie muss be-

Ressourcen verschwendet
Zur Klimakrise
„Viele Signale widersprechen
sich“, so der Psychologe Ralph
Hertwig auf der Titelseite der Stim-
me. Wie treffend! Es bedarf schon
einer gehörigen Portion Verdrän-
gung, um den Widerspruch auszu-
halten, liest man sowohl den Artikel
„Druck zum Handeln in Klimakrise
wächst“ von Valerie Blass als auch
den Kommentar „Geschwindig-
keit“ von Tanja Ochs direkt dane-
ben, der ein überschwängliches
Loblied auf den Schwarz-Konzern
anstimmt. Nichts gegen engagier-
tes Unternehmertum und Innovati-
onsstreben. Aber müssen denn alle
wertvollen Äcker in unserer Region
zugebaut und immer mehr Flächen
versiegelt werden, wenn zugleich
anderswo Industrieflächen brach
liegen, Häuser und Wohnungen
leer stehen? Welch eine Ver-
schwendung von lebenswichtigen
Ressourcen! So darf es nicht wei-
tergehen! Immer noch mehr Wohl-
stand schützt uns nicht vor Über-
flutungen, Hitze und Dürre!
Dr. Stefan Müller, Neckarsulm

700 Prozent Anstieg
Zur Grundsteuer/Leserbrief
Angeregt durch den Leserbrief,
„Für viele kaum zu stemmen“,
habe ich (Rentner) mal meine
Grundsteuer B, die ich 2025 für
mein 863 Quadratmeter großes
Grundstück mit einem 39 Jahre
alten Haus und mit einem Natur-
gartenanteil (unbebaubar!) zahlen
soll, ausrechnen lassen. Die aktuel-
le jährliche Grundsteuer ist 209,89
Euro. Der Bodenrichtwert ist 480

Die gestiegenen Kosten für Energie bereiten den Deutschen nach wie vor große Sorgen. Viele Leser üben in ihren Zuschriften
massive Kritik am Umgang der Bundes- und Landesregierung mit der Krise. Foto: dpa

Vereinsnachrichten
Der Akkordeonverein „Mittleres Zabergäu e.V.“ Sitz Güglingen,
geführt unter Vereinsregister 320097 ist aufgelöst. Gläubiger des Ver-
eins werden aufgefordert, ihre Ansprüche bie den Liqidatoren 1. Frau
Waltraud Beyl, geb. 16.03.1956, Schillerstr. 26, 74389 Cleebronn. 1.
Frau Sabine Hoffmann, geb. 20.08.1974, Hölderlinstr. 6, 75031 Ep-
pingen-Kleingartach anzumelden.
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